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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 306/12 B 
 
L 20 R 19/08 (Bayerisches LSG) 
S 6 R 188/04 (SG Würzburg) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nordbayern, 
Friedenstraße 12/14, 97072 Würzburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Januar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Bayerischen Landessozialgerichts vom 17. April 2012 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 17.4.2012 hat das Bayerische LSG einen Anspruch der Klägerin auf Rente 

wegen Erwerbsminderung bzw wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden eine grundsätzliche Bedeutung, Verfahrens-

mängel sowie Divergenz geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist aber nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Soweit sich die Klägerin auf die inhaltliche Unrichtigkeit des angegriffenen Urteils beruft, ver-

kennt sie, dass eine entsprechende Überprüfung erst im Revisionsverfahren in Betracht kommt. 

Gründe, die zur Zulassung der Revision führen können, werden in der Beschwerdebegründung 

nicht nach Maßgabe der Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde 

ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Soweit die Klägerin die "Frage" für grundsätzlich bedeutsam hält, 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

"dass es dem Gericht verboten ist über den Rahmen, den die Parteien durch ihre jeweilige Ak-
tion stecken, hinaus zu ermitteln und Festlegungen zu treffen, wie hier geschehen", 

hat sie keine Rechtsfrage zum Inhalt einer revisiblen Norm aufgeworfen. Welche Vorschrift 

welchen Bundesgesetzes ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das 

Recht fortzubilden, benennt die Klägerin nicht. Zudem ist die Frage nicht abstrakt gestellt, 

sondern ersichtlich auf die individuelle Situation der Klägerin zugeschnitten. Eine derartige 

einzelfallbezogene Frage entfaltet keine Breitenwirkung und lässt sich nicht generell 

beantworten. 

 

Auch die Verfahrensrügen greifen nicht durch. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf 

gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensman-

gels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf 

dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

 

Die Klägerin rügt, das LSG habe ihren Hilfsbeweisantrag verfahrensfehlerhaft übergangen, wo-

nach sämtliche "Beweisanträge aus dem Schriftsatz vom 30.08.2011 aufrechterhalten" werden. 

 

Soweit - wie vorliegend - Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von 

dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich feh-

lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt 

aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können 

(BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 8). Diesen 

Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hat bereits nicht aufgezeigt, dass sie einen prozessordnungsgemäßen Beweisan-

trag gestellt habe. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht 

nur die Stellung des Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im Einzelnen be-

zeichneten Punkte Beweis erhoben werden sollte. Die Anregung, auf einem bestimmten Gebiet 

das Gutachten eines Sachverständigen einzuholen, reicht dafür nicht aus (vgl BSG Beschluss 

vom 1.7.2010 - B 5 R 126/10 B - Juris RdNr 8). Ein Beweisantrag im Rahmen eines Rentenver-
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fahrens muss sich möglichst präzise mit dem Einfluss dauerhafter Gesundheitsbeeinträchtigun-

gen auf das verbliebene Leistungsvermögen befassen. Ein Antrag, der lediglich zum Ziel hat, 

eine andere (Leistungs-)Beurteilung auf Grund der bereits geklärten Tatsachen oder eine 

andere Diagnosestellung zu erreichen, erfüllt diese Anforderungen grundsätzlich nicht. Denn 

Merkmal eines Beweisantrags ist die Behauptung einer bestimmten entscheidungserheblichen 

Tatsache und die Angabe des Beweismittels für diese (zum Ganzen BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 3 RdNr 6 mwN, RdNr 8). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung in 

Hinblick auf den og Hilfsbeweisantrag nicht. 

 

Die Klägerin rügt weiter eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG, 

Art 103 Abs 1 GG). 

 

Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbringen der Beteiligten 

zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht nachgekommen ist (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse 

stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 

Nr 12 S 19). Ferner hat das Gebot der Gewährung rechtlichen Gehörs zum Inhalt, dass die Be-

teiligten ausreichend Gelegenheit zur Abgabe sachgemäßer Erklärungen haben müssen und 

ihnen dazu eine angemessene Zeit eingeräumt wird (BSG SozR 4-1500 § 62 Nr 1 RdNr 6 

mwN). Zur Begründung eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der 

Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vor-

bringen ggf dadurch verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung - aus-

gehend von der Rechtsauffassung des LSG - darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 36). Ferner ist Voraussetzung für den Erfolg einer Gehörsrüge, dass der Beschwerdeführer 

darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen (BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). 

 

Die Klägerin sieht eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehör durch das Berufungs-

gericht darin, "dass das Gericht ein Zerrbild der Beeinträchtigung der Klägerin weit von deren 

deutlicher Belastungseinschränkung entfernt zu einer Entscheidung zu Grunde gelegt hat und 

damit sich umfänglich der Verletzung des Grundsatzes des rechtlichen Gehörs schuldig ge-

macht hat". 

 

Mit diesem Vorbringen ist eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör nicht dargetan. 

Die Klägerin greift vielmehr das Ergebnis der Beweiswürdigung des LSG (§ 128 Abs 1 S 1 

SGG) an. Nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann eine 

Verfahrensrüge hierauf nicht gestützt werden. Dementsprechend können auch die 

Ausführungen des LSG, das einen Befangenheitsantrag gegen den Sachverständigen 

Dr. Henninger zurückgewiesen hat, mit einer Verfahrensrüge nicht angegriffen werden, soweit 

es sich auf das Gutachten dieses Sachverständigen stützt. Ebenso wenig können im Rahmen 
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der Nichtzulassungsbeschwerde sonstige tatsächliche Schlussfolgerungen des LSG gerügt 

werden, auch wenn sie nach Auffassung der Klägerin auf "Denkfehlern" beruhen. 

 

Auch die Divergenzrüge hat keinen Erfolg (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). Divergenz (Abweichung) 

bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tra-

gender abstrakter Rechtssätze, die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu 

Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden 

abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, 

des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). 

Anhaltspunkte dafür lassen sich der Beschwerdebegründung nicht entnehmen. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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